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für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 
Antrag der Fraktion der AfD vom 16.10.2025 
,,Ministerien lassen NGOs durch Verfassungsschutz überprüfen -
Wie handelt NRW?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum TOP „Ministerien lassen NGOs 

durch Verfassungsschutz überprüfen - Wie handelt NRW?". 

Mit freundlichen Grüßen 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Ministerien lassen NGOs durch Verfassungsschutz überprüfen -

Wie handelt NRW?" 

Antrag der Fraktion der AfD vom 16.10.2025 

Der nordrhein-westfälische Verfassungsschutz beobachtet Bestrebun­

gen, die sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richten 

und sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten für 

fremde Mächte, soweit tatsächliche Anhaltpunkte für den Verdacht sol­

cher Bestrebungen oder Tätigkeiten vorliegen in Erfüllung seines gesetz­

lichen Auftrags gemäß§ 3 Absatz 1 Verfassungsschutzgesetz Nordrhein­

Westfalen. Er wird nicht auf Antrag oder Anordnung anderer öffentlicher 

Stellen tätig. Eine Überprüfung von Nichtregierungsorganisationen oder 

Einzelpersonen durch die Verfassungsschutzbehörde auf Antrag anderer 

öffentlicher Stellen, die über Anträge über staatliche Fördergelder zu ent­

scheiden haben, erfolgt nicht. 

Über beantragte staatliche Fördergelder in Nordrhein-Westfalen ent­

scheiden die jeweils zuständigen Stellen nach Maßgabe der jeweils gel­

tenden Fachgesetze, haushaltsrechtlichen Vorschriften und datenschutz­

rechtlichen Bestimmungen. 

Eine Regelanfrage an den Verfassungsschutz zu dort vorliegenden ver­

fassungsschutzrelevanten Erkenntnissen in Verfahren zur Entscheidung 

über beantragte staatliche Fördergelder sehen die gesetzlichen Grundla­

gen nicht vor. 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Das in der Anfrage in Bezug genommene „Haber-Verfahren" ist ein Ver­

fahren des Bundesministeriums des Innern. Es bietet Bundesministerien 

die Möglichkeit, Projekte und Projektträger beim Bundesamt für Verfas­

sungsschutz (BN) überprüfen zu lassen, um die missbräuchliche Inan­

spruchnahme von Fördermitteln durch extremistische und terroristische 

Organisationen, Gruppierungen und Einzelpersonen effektiv auszuschlie­

ßen (vgl. hierzu Deutscher Bundestag - Wissenschaftliche Dienste, Aus­

arbeitung WD 3 - 3000 - 253/20). Für die Landesebene in Nordrhein­

Westfalen gibt es ein vergleichbares Verfahren nicht. 

Bei einem auf objektiven Umständen gründenden Verdacht auf Bestre­

bungen, die sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

richten, oder auf sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätig­

keiten können sich die fördernden Stellen im konkreten Einzelfall an den 

Verfassungsschutz wenden. Die Übermittlung erfolgt auf Grundlage des 

§ 17 Absatz 2 Satz 3 Verfassungsschutzgesetz Nordrhein-Westfalen, so­

weit die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. 

Eine statistische Erfassung zu derartigen Anfragen erfolgt bei der Verfas­

sungsschutzbehörde nicht, so dass quantitative Angaben für den genann­

ten Zeitraum nicht möglich sind. Eine händische Auswertung kann in der 

zur Verfügung stehenden Zeit nicht erfolgen. 

Der nordrhein-westfälische Verfassungsschutz informiert jedoch regel­

mäßig in unterschiedlichen Formaten über die verfassungsschutzrelevan­

ten Entwicklungen und vom Verfassungsschutz beobachtete Organisati­

onen, insbesondere im jährlichen Verfassungsschutzbericht. Dieser steht 

allen fördernden Stellen zur Verfügung. 
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